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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Die Erzsorgen der Eisenindustrie in den Vereinigten Staaten*)

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben in den letz-
ten Jahrzehnten reichlich die Hälfte der Weltproduktion 
an Eisen und Stahl geliefert und haben diesen Anteil bis-
her im wesentlichen durch Verschmelzung einheimi-
scher Erze leisten können. Seit dem Ausgang des vori-
gen Jahrhunderts stehen dementsprechend die Vereinig-
ten Staaten, mit Ausnahme einiger Krisenjahre, auch an 
der Spitze aller Eisenerz fördernden Länder. Ihr Anteil 
an der Eisenerzgewinnung der Erde hat seit 1940 ständig 
mehr als 40 vH betragen und in einzelnen Jahren bis zu 
55 vH erreicht. Angesichts der führenden Rolle der Verei-
nigten Staaten in wirtschaftlicher, politischer und militäri-
scher Hinsicht und angesichts der besonderen Bedeutung 
der Eisenindustrie für das amerikanische Stärkepotential 
verdient das Problem der Rohstoffversorgung für diesen 
Industriezweig besondere Aufmerksamkeit, auch außer-
halb der Vereinigten Staaten.

*) Vgl. auch Friedensburg, F.: „Das Erzproblem der ameri-
kanischen Eisenindustrie“. Sonderheft 21 des DIW. 68. S.

Aus dem Wochenbericht Nr. 38 vom 18. September 1953

© DIW Berlin 1953
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Strompreise für die Industrie in Deutschland stark gestiegen, bewegen sich aber im europäischen Mittelfeld; 
weitere Preiserhöhungen betreffen Branchen sehr unterschiedlich

 
 





















































MEDIATHEK

Audio-Interview mit Lea Bernhardt 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Nur wenige Teilbranchen und Unternehmen wären von Strompreiserhöhungen 

stark betroffen. Ob und inwiefern diese Teilbranchen gefördert werden sollten, erfordert 

eine datengestützte Abwägung ihrer strategischen Bedeutung.“ 

 

— Lea Bernhardt —

AUF EINEN BLICK

Breiter Industriestrompreis ist kein geeignetes 
Entlastungsinstrument
Von Lea Bernhardt, Tomaso Duso, Robin Sogalla und Alexander Schiersch

• Strompreise sind in Deutschland deutlich gestiegen, liegen für viele Unternehmen aber noch 
im europäischen Mittelfeld, jedoch höher als in den USA 

• Studie untersucht, wie sich Strompreisanstiege von sechs und 18 Cent pro kWh gegenüber 
dem Jahr 2018 auf Industrieunternehmen auswirken

• Nur wenige Unternehmen in ausgewählten Industriezweigen stark betroffen; große Mehrheit 
der Unternehmen wenig belastet 

• Industriestrompreis in Höhe von sechs Cent pro kWh könnte Kostensteigerungen dämpfen, 
aber nicht komplett abfedern. Brückencharakter des Industriestrompreises fraglich 

• Politik muss genau begründen, wenn sie Unternehmen aus strategischen Gründen gezielt 
entlasten will

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Die stark gestiegenen Energiepreise haben zu einer breiten 

Diskussion über mögliche Entlastungen für Unternehmen 

in Form eines Industriestrompreises geführt. Damit sollen 

Unternehmen international wettbewerbsfähig bleiben und 

es soll eine Abwanderung ins Ausland verhindert werden. 

Tatsächlich liegen die deutschen Strompreise für (Industrie-)

Unternehmen aufgrund vielfacher Abgabenbefreiungen 

im europäischen Mittelfeld, sind aber deutlich höher als im 

außereuropäischen Ausland. Simulationen mit unterschied-

lich starken Preisanstiegen zeigen, dass nur ein sehr kleiner 

Teil der Unternehmen große Kostenanstiege im Verhältnis 

zu ihrer Wertschöpfung zu verzeichnen hätte. Zudem besteht 

eine große Heterogenität zwischen den Branchen. So ist der 

Bereich der Industriegase oder die Aluminiumproduktion 

deutlich stärker betroffen als andere Industrien. Breit ange-

legte Industriestrompreise erscheinen daher wenig zielfüh-

rend. Selektive Entlastungen für bestimmte Bereiche könnten 

wettbewerbsrechtlich problematisch sein und müssen mög-

licherweise weit über den  Brückencharakter des Industrie-

preises hinaus gewährt werden.

In Anbetracht der anhaltend hohen Energiepreise in Deutsch-
land wird derzeit über Entlastungsmöglichkeiten für beson-
ders energieintensive Unternehmen diskutiert. Nachdem 
die Strompreise im letzten Jahrzehnt relativ stabil waren, 
gab es zwischen Herbst 2021 und Ende 2022 einen starken 
Anstieg der Strompreise, sowohl in Deutschland als auch 
in anderen EU-Ländern.

Die durchschnittlichen Strompreise sind in Deutschland für 
Industriekunden in der Spitze auf über 25 Cent pro Kilo-
wattstunde (kWh) gestiegen (Abbildung 1). Der Großhan-
delsstrompreis lag im Jahr 2018 im Durchschnitt bei 5,4, 
während er 2022 einen Höchstwert von 46,5 Cent pro kWh 
erreichte. Seit Anfang 2023 sind die Großhandelsstrompreise 
auf das Niveau von ungefähr zehn Cent pro kWh gesunken. 
Auch die Entwicklung auf dem Terminmarkt zeigt, dass die 
Markterwartungen bis 2030 bei einem Preisniveau zwischen 
acht und fünfzehn Cent pro kWh liegen.

Die industriellen Strompreise lagen in den letzten Jahren 
zwar über dem europäischen Durchschnitt. Allerdings lie-
gen die effektiven Preise in Deutschland für viele (Indust-
rie-)Unternehmen aufgrund vielfacher Abgabenbefreiun-
gen unter dem europäischen Durchschnitt.1 Neben Erleich-
terungen bei der Stromsteuer durch Ausnahmeregelungen 
für bestimmte Verkehrsunternehmen oder dem Spitzen-
ausgleich für stromintensive Betriebe galten bis Ende 2022 
weitreichende Ermäßigungen bei den Umlagen für erneuer-
bare Energien. 2 Anfang 2023 ist das Energiefinanzierungs-
gesetz (EnFG) in Kraft getreten, das die bisherige Beson-
dere  Ausgleichsregelung (BeSAr) im Erneuerbare-Energien- 
Gesetz (EEG) ersetzt.3

1 Vgl. Studie unter Beteiligung des DIW Berlin Paolo Buccirossi et al. (2021): Energy and Environ men­

tal Guidelines (EEAG) Revision Support Study. Final report (online verfügbar, abgerufen am 25. August 

2023. Dies gilt auch für alle anderen Online­Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

2 Diese Ermäßigungen gelten als staatliche Beihilfen und wurden als solche von der EU­ Kom­

mission genehmigt. Die beiden zentralen Kriterien für die Befreiung von der EEG­ und KWK­ Umlage 

sind die Energieintensität und die Handelsintensität, vgl. Paolo Buccirossi et al. (2021), a. a. O.

3 §§ 28 ff Energiefinanzierungsgesetz v. 20. Juli 2022, BGBl. I S. 1237, 1272, zuletzt geändert am 

26. Juli 2023, BGBl. 2023 I Nr. 202.
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Trotz der schon bestehenden Entlastungen wird in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion stark für einen staatlich sub-
ventionierten Industriestrompreis geworben, um die Wett-
bewerbsfähigkeit und Existenz potenziell gefährdeter Unter-
nehmen sicherzustellen.4 Ohne eine solche Entlastung der 
energieintensiven Unternehmen drohe eine Abwanderung 
und Standortverlagerung ins Ausland, was wiederum zu 
einem Verlust an Wertschöpfung und Arbeitsplätzen in 
Deutschland führen könnte.5 Diese Befürchtungen sind 
allerdings nicht neu: Bereits 2014 warnte das Bundeswirt-
schaftsministerium vor einer drohenden Deindustriealisie-
rung.6 Auch damals wurde der Vergleich zu den Stromprei-
sen in den USA gezogen, die deutlich geringer waren als in 
Deutschland.7 Diese Argumentation wiederholt sich nun 
verstärkt durch die Implementierung des Inflation Reduc-
tion Acts, der energieintensive Produktion aus Deutschland 
abwerben könnte.8

4 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. (2023): Wettbewerbsfähigkeit der Industrie in der 

Transformation sichern. Positionspapier Mai 2023 (online verfügbar).

5 Verband der Chemischen Industrie e. V. (2023): Ja zum Industriestrompreis! Politikbrief Mai 2023.

6 Vgl. Informationen auf der Website des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz 

vom 24. März 2014.

7 Aktuell liegen die Strompreise in den USA bei rund 8 Cent pro kWh, vgl. Daten von der Web­

site des U.S. Energy Information Administration (online verfügbar).

8 Mit dem Inflation Reduction Act sollen unter anderem Investitionen in die heimische Energie­

erzeugung gefördert und Energiepreise für bestimmte Unternehmen subventioniert werden. Vgl. 

Jens Südekum (2023): Was für den Industriestrompreis spricht. Wirtschaftsdienst 103 (8), 506–507.

Anfang Mai dieses Jahres präsentierte das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) daher ein 
Konzept zur Einführung von Industriestrompreisen für deut-
sche Unternehmen (Kasten 1).9 Damit sollen Unternehmen 
entlastet werden, die im internationalen Wettbewerb stehen 
und besonders energieintensiv sind.

Ziel dieser Studie ist es, neue datenbasierte Evidenz über 
die Auswirkungen hoher Strompreise auf die Wertschöp-
fung von Unternehmen in die Diskussion einzubringen.

Simulationen zum Anstieg der Stromkosten 
zeigen große Unterschiede zwischen Branchen

Doch obwohl die wirtschaftspolitische Diskussion über die 
Auswirkungen eines Industriestrompreises lebhaft geführt 
wird, steht sie auf einer recht dünnen empirischen Basis. 
Insbesondere werden Statistiken auf einer hoch aggregierten 
Industrieebene verwendet, die die große Heterogenität von 
Unternehmen auch innerhalb der gleichen Branchen ver-
nachlässigen. Dahingegen zeigen empirische Studien, dass 
moderate Strompreisänderungen zwar keinen negativen 
Effekt auf die Wettbewerbsfähigkeit eines durchschnittlichen 

9 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2023): Wettbewerbsfähige Strompreise für 

die energieintensiven Unternehmen in Deutschland und Europa sicherstellen (online verfügbar).

Abbildung 1

Durchschnittliche Strompreise für industrielle Kunden, Großhandelspreise sowie Futures
In Cent pro Kilowattstunde

 











                  











Anmerkungen: Die Abbildung zeigt verschiedene Strompreise, die in unterschiedlichen Zeitintervallen vorliegen. Der Strompreis für industrielle Kunden zeigt den durchschnittlichen Strompreis für alle Verbraucherklassen bis 
150 Gigawattstunden pro Halbjahr. Da sich die Strompreise je nach Verbrauchklassen stark unterscheiden, maskiert der Durchschnitt potentielle Heterogenität. Die Großhandelspreise zeigen den volumengewichteten Durchschnitt 
der One­Day­Ahead­Preise auf Monatsebene. Die Futures zeigen die EEX­Phelix­DE­Base­Futures vom 4. September 2023. Diese Daten sind bis Juni 2024 auf Monatsebene abgebildet, danach auf Quartals­ beziehungsweise 
Jahresebene.

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten für industrielle Abnehmer von Eurostat (nrg_pc_205), Großhandelspreisen von Energy Charts und Futures von energate messenger.at (online verfügbar; heruntergeladen am 
5. September 2023).

© DIW Berlin 2023

Die Strompreise in Deutschland und der gesamten Europäischen Union sind im Jahr 2022 kräftig gestiegen.

https://bdi.eu/artikel/news/wettbewerbsfaehigkeit-der-industrie-debatte-um-industriestrompreis
https://www.eia.gov/
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wettbewerbsfaehige-strompreise-fuer-die-energieintensiven-unternehmen-in-deutschland-und-europa-sicherstellen.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.energate-messenger.de/markt/strom/preisgruppe/174994/eex-phelix-de-futures-base
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Unternehmens haben, es aber große Unterschiede zwischen 
und innerhalb einzelner Wirtschaftszweige gibt.10

10 Andreas Gerster und Stefan Lamp (2022): Energy Tax Exemptions and Industrial Production. 

SSRN Working Paper (online verfügbar); Kathrine von Graevenitz und Elisa Rottner (2022): Do 

 Manufacturing Plants Respond to Exogenous Changes in Electricity Prices? Evidence From Admin­

istrative Micro­Data. ZEW Discussion Paper No. 22­038 (online verfügbar); Kathrine von Graevenitz, 

Elisa Rottner und Andreas Gerster (2023): Brückenstrompreis: Fehler aus der Vergangenheit fort­

führen? ZEW Policy Brief (online verfügbar).

Die empirischen Untersuchungen dieser Studie basieren 
auf Unternehmensdaten der amtlichen Statistik, die das 
AFiD-Panel Industrieunternehmen sowie das AFiD – Modul 
Energieverwendung umfassen. Auf Basis dieser Daten wer-
den die Kosten simuliert, die stromintensive Industrieunter-
nehmen in Deutschland zu tragen hätten, wenn die Strom-
preise deutlich über das tatsächliche Niveau im Jahr 2018 
steigen würden (Kasten 2).11

Es werden unterschiedliche Szenarien für den Preisanstieg 
simuliert, um die Auswirkungen eines moderaten sowie 
eines extremen Preisanstiegs zu zeigen. Die Szenarien I und 
II gehen von einem Anstieg des Großhandelsstrompreises 
um sechs Cent pro kWh im Vergleich zum Jahr 2018 aus 
(Tabelle). Da der Großhandelspreis 2018 im Durchschnitt 
bei 5,4 Cent pro kWh lag, liegt der in den Szenarien I und II 
angenommene Großhandelspreis bei 11,4 Cent pro kWh und 
damit leicht über dem aktuellen Großhandelspreis sowie 
den im Mittel erwarteten künftigen Preisen (Abbildung 1).

Der in den Szenarien III und IV angenommene Anstieg um 
18 Cent pro kWh spiegelt die Strompreissteigerung aus dem 
Jahr 2022 auf einen durchschnittlichen Großhandelsstrom-
preis von 23 Cent pro kWh wider. Da die aktuellen Groß-
handelsstrompreise deutlich geringer sind und die Futures 
für die kommenden Jahren auf niedrigere Preise hindeu-
ten, ist diese Preiserhöhung ein recht unwahrscheinliches 
Extremszenario.12

Die Strompreissteigerungen werden mit Annahmen darüber 
kombiniert, ob sie ungebremst an die Unternehmen weiter-
gegeben (Szenarien I und III) oder durch den vom BMWK 
vorgeschlagenen Industriestrompreis kompensiert werden 
(Szenarien II und IV). In diesem Fall erhalten die Unter-
nehmen auf 80 Prozent ihres historischen Stromverbrauchs 
eine Zahlung in Höhe der Differenz zwischen dem jewei-
ligen Großhandelsstrompreis und sechs Cent (Kasten 1).

11 2018 wird als Basisjahr genutzt, da dies das letzte zur Verfügung stehende Jahr der AFiD­ 

Daten ist.

12 Der durchschnittliche Großhandelspreis lag im 2. Quartal 2023 laut SMARD (Strommarkt daten 

für Deutschland) bei 9,2 Cent/kWh und im 1. Quartal bei 12 Cent SMARD (2023): Der Strommarkt 

im 1. Quartal: Großhandelsstrompreis gesunken (online verfügbar) und SMARD (2023): Der Strom­

markt im 2. Quartal: Hohe PV­Einspeisung (online verfügbar).

Kasten 1

Konzept des geplanten Industriestrompreises

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

(BMWK) plant, die Strompreise auf sechs Cent pro Kilo-

wattstunde für 80 Prozent des Verbrauchs mit einer Laufzeit 

bis maximal Ende 2030 zu senken. Praktisch umgesetzt 

werden soll dieser Brückenstrompreis, indem der Bund die 

Differenz zwischen dem Preis an der Strom börse und dem 

Industriestrompreis von sechs Cent erstattet. Ferner wird 

nicht der tatsächliche Verbrauch, sondern ein über Stromver-

brauchsbenchmarks bestimmter Referenz-Verbrauch zugrun-

de gelegt. In der Analyse wird angenommen, dass sich diese 

Richtwerte am historischen Stromverbrauch orientieren, ähn-

lich wie bei den Strom- und Gaspreisbremsen. Die Summe der 

Transferleistung vom Staat an die Unternehmen hängt somit 

weder vom effektiv gezahlten Preis noch vom tatsächlichen 

Verbrauch ab, sodass ein Anreiz erhalten bleibt, möglichst 

wenig Energie zu verbrauchen.

Um den Empfängerkreis zu beschränken, will sich das BMWK 

an der Besonderen Ausgleichsregelung (BesAR) aus dem 

Energiefinanzierungsgesetz (EnFG) orientieren. Antragsbe-

rechtigt wären demnach Unternehmen, die in einer bestimm-

ten Teilbranche tätig sind.1 Der potenzielle Empfängerkreis 

umfasst damit Unternehmen aus über 100 Branchen, wobei 

nur Unternehmen mit einem Stromverbrauch über einer Giga-

wattstunde pro Jahr die Befreiung erhalten.2 Im Jahr 2022 

wären insgesamt 1990 Unternehmen begünstigt worden.3

Als Voraussetzung für diese Entlastung wird unter anderem 

die Verpflichtung seitens der Unternehmen diskutiert, bis 

2045 klimaneutral zu sein und eine Standortgarantie abzuge-

ben. Finanziert werden sollen die Ausgaben aus Mitteln des 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds, in einer Größenordnung von 

rund 25 bis 30 Milliarden Euro. Pro Jahr dürften circa 4,8 Milli-

arden Euro an Subventionen anfallen.4

1 Siehe § 31 EnFG.

2 Siehe Liste 1 und 2 der Anlage zu § 31 EnFG

3 Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (2022): Hintergrundinformationen zur 

Besonderen Ausgleichsregelung. Antragsverfahren 2021 für Begrenzung der EEG­Umlage 

2022 (online verfügbar).

4 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2023): Ein Industrie­

stromtarif für Deutschland? Stellungnahme (online verfügbar).

Tabelle

Übersicht über die berechneten Szenarien

Strompreisanstieg/ 
Subvention

keine Subvention
Industriestrompreis  

von 6 Cent

6 Cent pro Kilowattstunde Szenario I Szenario II

18 Cent pro Kilowattstunde Szenario III Szenario II

Anmerkung: Die Szenarien simulieren einen Kostenanstieg um 6 beziehungsweise 18 Cent pro 
Kilowattstunde im Vergleich zu 2018 mit und ohne staatliche Subvention.

Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2023

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3841576
https://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp22038.pdf
https://www.zew.de/publikationen/brueckenstrompreis-fehler-aus-der-vergangenheit-fortfuehren
https://www.smard.de/page/home/topic-article/444/210326
https://www.smard.de/page/home/topic-article/444/210836
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/bar_hintergrundinformationen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Ministerium/Wissenschaftlicher-Beirat/Gutachten/industriestromtarif-fuer-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Für weitere Berechnungen wird angenommen, dass die 
Unternehmen 70  Prozent des Kostenanstiegs an ihre 
Kund*innen weitergeben können, ohne dabei ihre Absatz-
menge zu verringern oder ihre Effizienz zu verändern 
 (Kasten 2).13

13 Eine aktuelle Studie aus den USA schätzt die Überwälzungsrate von Energiekostensteigerun­

gen auf etwa 70 Prozent; siehe Sharat Ganapati, Joseph S. Shapiro und Reed Walker (2020): Energy 

Cost Pass­Through in US Manufacturing: Estimates and Implications for Carbon Taxes. American 

Economic Journal: Applied Economics (online verfügbar).

Relativ geringe durchschnittliche Kostenanstiege, 
aber große Unterschiede zwischen den Branchen

Bei einer relativ hoch aggregierten Betrachtung unterschied-
licher Branchen (zweistellige Gliederungsebene) sind die 
durchschnittlichen Kostenanstiege zwar sehr unterschied-
lich, liegen aber selbst im Extremszenario in nur zwei Bran-
chen bei knapp über zehn Prozent ihrer Wertschöpfung 
(Abbildung 2).14

14 Nach der Klassifikation des Statistischen Bundesamtes werden die Wirtschaftszweige (WZ) 

in statistische Einheiten unterteilt. So zeigen zweistellige Wirtschaftsabteilungen eine stärker 

 aggregierte Aufschlüsselung als vierstellige Wirtschaftsklassen. Vgl. Informationen auf der Webseite 

des Statistischen Bundesamts. Im Folgenden werden die Begriffe Branche und Teilbranche synonym 

für die Wirtschaftsabteilung (zweistellig) beziehungsweise Wirtschaftsklasse (vierstellig)  verwendet.

Abbildung 2

Kostenanstieg im Verhältnis zur Wertschöpfung nach Branchen mit und ohne Subvention
In Prozent

     

























































Anmerkung: Nach Wertschöpfung gewichtete Durchschnitte der Kostenanstiege im Verhältnis zur Wertschöpfung einzelner Unternehmen auf zweistelliger Gliederungsebene.

Quelle: Darstellung der eigenen Simulationen auf Basis der Mikrodaten der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2023

Die Kostenanstiege sind je nach Branche unterschiedlich hoch – am stärksten betroffen sind die Papier-, Metall- und Holzbranche.

https://www.aeaweb.org/articles?id=10.1257/app.20180474
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Gueter-Wirtschaftsklassifikationen/Downloads/klassifikation-wz-2008-3100100089004-aktuell.pdf?__blob=publicationFile
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Prozent der Wertschöpfung ansteigen. Der Industriestrom-
preis würde die Kostenanstiege für die am stärksten betrof-
fenen Branchen ungefähr halbieren.

Große Heterogenität auch innerhalb der Branchen 
mit dem höchsten Stromverbrauch

Eine detailliertere Betrachtung (vierstellige Gliederungs-
ebene) zeigt, dass es auch innerhalb der stromintensiven 
Branchen eine große Heterogenität gibt.15

Während die Chemiebranche an vierter Stelle der Kos-
tenanstiege liegt (Abbildung 2), verzeichnet die Teilbran-
che der Industriegasherstellung den mit Abstand größten 

15 Die Teilbranchen Herstellung von Holz­ u. Zellstoff (1711), Papier, Karton u. Pappe (1712) sowie 

Kokereien (1910) und Mineralölverarbeitung (1920) gehören ebenfalls zu den potenziell besonders 

betroffenen Teilbranchen. Die Ergebnisse können aber aufgrund von Datenschutzrestriktionen 

nicht gezeigt werden.

Insgesamt ergeben sich die stärksten Auswirkungen bei der 
Produktion von Papier und Pappe sowie bei der Metallerzeu-
gung und -bearbeitung. Für diese beiden Branchen verrin-
gert sich bei einem Preisanstieg von sechs Cent pro kWh 
ohne Subvention und einer Weitergabe von 70 Prozent an 
die Kund*innen die Wertschöpfung um knapp sieben Pro-
zent. Die Herstellung von Holzwaren sowie die Chemiebran-
che sind mit Kostenanstiegen zwischen vier und fünf Pro-
zent am zweitstärksten betroffen. Für alle anderen Branchen 
ergeben sich Kostenanstiege unter vier Prozent im Verhält-
nis zur Wertschöpfung. Selbst bei der Simulation eines ext-
remen Preisanstiegs um 18 Cent pro kWh verzeichnen die 
meisten Wirtschaftszweige geringere Kostenanstiege von 
0,1 Prozent bis knapp unter acht Prozent.

Mit Industriestrompreis (Szenario II und IV) fallen die Kos-
tenanstiege erwartungsgemäß geringer aus. So würden die 
Kosten in der Metall- und Papierbranche bei einem Strom-
preisanstieg von sechs Cent pro kWh um weniger als drei 

Kasten 2

Berechnung der Simulationen

Die empirischen Untersuchungen basieren auf den Unterneh-

mensdaten der amtlichen Statistik. Die hier verwendeten Module 

umfassen das AFiD – Panel Industrieunternehmen sowie das 

AFiD – Modul Energieverwendung. Die beiden Datenquellen 

umfassen alle Unternehmen in Deutschland im verarbeitenden 

Gewerbe (Wirtschaftszweig C) mit 20 oder mehr tätigen Personen. 

Das Panel Industrieunternehmen enthält die Wertschöpfung auf 

Unternehmensebene sowie Daten über die Kostenstruktur für eine 

repräsentative Stichprobe, die die Berechnung der Wertschöpfung 

erlaubt. Das Modul Energieverwendung liefert unter anderem 

Informationen über den Stromverbrauch der Unternehmen. Alle 

Berechnungen nutzen als Basisjahr 2018, da für dieses Jahr die 

aktuellsten Daten vorliegen.

Der Kostenanstieg der einzelnen Szenarien berechnet sich wie 

folgt: Zunächst wird der Preisanstieg für Unternehmen i, beim Bör-

senstrompreisszenario, b, berechnet:

    






wobei  
 der Strompreis ist, den Unternehmen i im Jahr 

2018 bezahlt. Weil keine unternehmensspezifischen Strompreise 

beobachtet werden, werden verbrauchergruppenspezifische 

Strompreise genutzt.  


  ist der Anstieg im Börsenstrompreis 

je nach Szenario, also sechs oder 18 Cent pro kWh.

Die durch den Industriestrompreis entstehende Subvention be-

rechnet sich wie folgt:

  





     

In der Simulation wird davon ausgegangen, dass der historische 

Verbrauch eines Unternehmens die Grundlage für die Berechnung 

der Subvention ist und nicht auf der Basis von Benchmarks für 

die stromeffizientesten Unternehmen beruht.1 Für den Börsen-

strompreis in 2018,  


, wird der durchschnittliche Preis von 

5,4 Cent pro kWh verwendet. Daraus ergibt sich der folgende Kos-

tenanstieg für Unternehmen i, nachdem die Subvention durch den 

Industriestrompreis berücksichtig wurde.

        
    

Schließlich wird die neue Wertschöpfung unter der Annahme, dass 

die Unternehmen 70 Prozent des Kostenanstiegs weitergeben 

können und somit nur 30 Prozent des Kostenanstieges tragen, 

berechnet. Damit ergibt sich die neue Wertschöpfung als:

 
  
 

 

  



Die Wertschöpfung ist definiert als der Umsatz abzüglich aller 

Vorleistungen.

Mangels detaillierter Daten und Schätzungen werden in der Be-

rechnung einige Aspekte vernachlässigt. Zunächst wird nicht be-

rücksichtigt, dass Unternehmen in Folge höherer Strompreise ihre 

Stromnutzung teilweise durch andere Inputs ersetzen könnten. Da 

die Berechnungen diese Substitution ausschließen, wird der Kos-

tenanstieg potenziell überschätzt. Auf der anderen Seite können 

die Preisanstiege für vorgelagerte, stromintensive Produkte nicht 

berücksichtigt werden. Durch diesen Wertschöpfungsketteneffekt 

würden die Kosten für nachgelagerte Industrien stärker steigen als 

in den hier gerechneten Szenarien.

1 Das BMWK nennt im Vorschlag die Verwendung von Stromverbrauchsbenchmarks. Allerdings 

ist unklar, ob damit der historische Verbrauch oder Benchmarks im Bezug auf die effizientesten 

Unternehmen gemeint sind.
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Kostenanstieg mit einem Anteil von fast 40 Prozent der Wert-
schöpfung in Szenario I (Abbildung 3).16 Mit einem Indus-
triestrompreis würde der Anstieg auf knapp 17 Prozent fal-
len. Insgesamt könnte der Industriestrompreis die Kosten-
steigerungen bei den sehr stromintensiven Teilbranchen 
dämpfen, aber die Unternehmen nicht komplett entlasten.

Andere Bereiche der Chemiebranche weisen deutlich gerin-
gere Kostenanstiege aus. In Szenario I liegt der Kostenan-
stieg bei zwölf Prozent der Wertschöpfung für die Herstel-
lung anorganischer Chemikalien und bei sechs Prozent für 
Düngemittel sowie Kunststoffe in Primärformen. Für alle 
anderen Teilbranchen in der Chemie bedeutet der Kosten-
anstieg einen Verlust der Wertschöpfung von unter fünf 
Prozent.

16 Zu Industriegasen gehören beispielweise die in chemischen Prozessen gewonnenen Gase 

 Acetylen, Kohlendioxid und Wasserstoff.

Auch in der Metallerzeugung gibt es große Unterschiede 
zwischen den Teilbranchen. Die besonders stromintensive 
Aluminiumindustrie hat den größten Kostenanstieg. Bei 
einer Erhöhung der Strompreise um sechs Cent steigen die 
Kosten um 15 Prozent der Wertschöpfung ohne Industrie-
strompreis (gegenüber sechs Prozent mit Subvention) und 
um 23 Prozent (beziehungsweise zwölf Prozent mit Sub-
vention) bei einer Erhöhung um 18 Cent. Die Herstellung 
vom Blei, Zink und Zinn verzeichnet ebenfalls einen Kos-
tenanstieg von über zehn Prozent der Wertschöpfung in 
Szenario I, während dieser bei der Produktion von Rohei-
sen, Stahl und Ferrolegierungen sowie Eisengießereien bei 
acht Prozent liegt.

Mit Ausnahme der Zementindustrie und der Herstellung von 
Holzplatten verzeichnen alle weiteren aufgeführten Indust-
rien Kostenanstiege von unter zehn Prozent (15 Prozent) bei 
einer Preiserhöhung von sechs Cent (18 Cent) ohne Subven-
tion beziehungsweise Anstiege um null (ein) bis drei (sechs) 
Prozent bei einem subventionierten Industriestrompreis.

Abbildung 3

Kostenanstieg im Verhältnis zur Wertschöpfung für ausgewählte Teilbranchen nach Szenarien
In Prozent

      









































Anmerkung: Nach Wertschöpfung gewichtete Durchschnitte der Kostenanstiege im Verhältnis zur Wertschöpfung einzelner Unternehmen auf vierstelliger Gliederungsebene.

Quelle: Darstellung der eigenen Simulationen auf Basis der Mikrodaten der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2023

Die Teilbranchen der Industriegase, der Aluminiumproduktion und der anorganischen Grundstoffe und Chemikalien weisen die größten Anstiege auf.
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Wenige Unternehmen innerhalb der Teilbranchen 
stark betroffen

Die größten Kostenanstiege bei einem Preisanstieg um sechs 
Cent pro kWh betreffen die Branche der Papier- und Papp-
herstellung mit einem Medianwert von sechs Prozent. Aller-
dings ist die Schwankungsbreite mit einigen Ausreißern 
nach oben sehr groß (Abbildung 4).17 Ebenso verhält es sich 
bei Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen. Auch hier wird 
der hohe Durchschnittswert des Kostenanstiegs von weni-
gen stark betroffenen Unternehmen getrieben.

Besonders betroffene Teilbranchen haben 
geringen Anteil an der industriellen Wertschöpfung

Um den Effekt der Kostenanstiege in Relation zum Anteil an 
der industriellen Wertschöpfung und des Stromverbrauchs 
zu setzen, werden die gezeigten Teilbranchen noch einmal 
gegenübergestellt (Abbildung 5).18

17 Die Auswahl der dargestellten Teilbranchen in Abbildung 4 erfolgte auf Grundlage der Daten­

verfügbarkeit. Aufgrund von Datenschutzrestriktionen kann die Verteilung nicht für alle Teilbran­

chen aus Abbildung 3 dargestellt werden.

18 Die Teilbranchen wurden nach Datenverfügbarkeit ausgewählt. Aufgrund starker Daten­

schutzrestriktionen ist eine vollständige Abbildung nicht möglich.

Den höchsten Anteil am industriellen Stromverbrauch hat 
die Teilbranche von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 
mit knapp neun Prozent, gefolgt von sonstigen organischen 
Grundstoffen und Chemikalien mit acht Prozent. Diese bei-
den Teilbranchen machen aber nur einen geringen Anteil an 
der industriellen Wertschöpfung aus (zwei beziehungsweise 
drei Prozent). Auf der anderen Seite weist der Bereich der 
Industriegase, der den höchsten Kostenanstieg zu verzeich-
nen hat, einen Anteil an der industriellen Wertschöpfung 
von gerade einmal 0,9 Prozent aus. Der Anteil am industri-
ellen Stromverbrauch liegt mit 2,5 Prozent im Mittelfeld der 
betrachteten Industrien. Allerdings liefern die genannten 
Teilbranchen Grundstoffe für viele nachgelagerte Industrien.

Daher wird von Wirtschaftsvertreter*innen oft das Argu-
ment angeführt, dass eine Abwanderung der energieinten-
siven Grundstoffindustrien auch zu einem Verlust nach-
gelagerter Industrien mit höherer Wertschöpfung führt.19 
Mangels Datenverfügbarkeit gibt es aber keine robuste Evi-
denz für diesen Effekt innerhalb der Wertschöpfungsketten.

Fazit: Breite Industriestrompreise sind nicht 
sinnvoll

Die aktuell breit diskutierten Industriestrompreise erscheinen 
vor dem Hintergrund der gezeigten Simulationsergebnisse 
nicht zielführend. Der Vorschlag des BMWK grenzt den Adres-
satenkreis auf Basis der Besondere Ausgleichsregelung zwar 
richtigerweise ein, in der politischen Diskussion wird jedoch 
vielfach ein noch breiterer Adressatenkreis gewünscht. Dar-
über hinaus könnten auch nach dem Vorschlag des BMWK 
Unternehmen aus mehr als 100 Teilbranchen potenziell vom 
Industriestrompreis profitieren (Kasten 1).

Die Simulationsergebnisse zeigen, dass die Anzahl der 
besonders stark von einem Strompreisanstieg betroffenen 
Teilbranchen deutlich geringer ist. Zudem führen die simu-
lierten Preissteigerungen selbst innerhalb dieser Teilbran-
chen für viele Unternehmen zu keinem großen Kostenan-
stieg im Verhältnis zur Wertschöpfung. Nur wenige Unter-
nehmen in einigen eng definierten Teilbranchen haben 
einen hohen Kostenschock zu verzeichnen. Außerdem 
würde ein Industriestrompreis für diese sehr stromintensi-
ven Teilbranchen zwar Kostensteigerungen dämpfen, aber 
die Unternehmen nicht komplett entlasten.

Eine alternative Entlastung, wie etwa die vom Wissenschaft-
lichen Beirat beim Bundesministerium der Finanzen vorge-
schlagene Abschaffung der Stromsteuer in Deutschland20, 
wäre möglicherweise rechtlich umsetzbar, würde aber eine 
sehr umfassende Steuererleichterung darstellen, die schwer 
zu finanzieren wäre. Die durchschnittlichen Einnahmen 
aus der Stromsteuer betragen jährlich 6,7 Milliarden Euro.21 
Im Vergleich zu den geschätzten Kosten von 4,8 Milliarden 

19 IW Consult (2023): Fiskalischer Impact der Energieintensiven Industrien in Deutschland (online 

verfügbar).

20 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2023), a. a. O.

21 Vgl. Informationen auf der Website des Bundesfinanzministeriums (online verfügbar).

Abbildung 4

Verteilung der Kostenanstiege im Verhältnis zur Wertschöpfung
In Prozent; für einen Strompreisanstieg von 6 Cent pro 
Kilowattstunde für ausgewählte Teilbranchen

 















  

Anmerkungen: Am linken Rand jeder Box ist das 25. Perzentil und am rechten Rand das 75. Perzentil dargestellt. 
Für die Hälfte der Unternehmen liegt der Stromkostenanstieg in dem Bereich, der von der Box gekennzeichnet ist. 
Die durchgezogene senkrechte Linie zeigt den Median, das heißt, 50 Prozent der Unternehmen in der Teilbranche 
 haben einen höheren und die andere Hälfte der Unternehmen einen geringeren Strompreisanstieg. Die dünnen 
 Linien außerhalb der Boxen sind die Whisker. Die rechte Grenze stellt das 95. Perzentil, die linke das fünfte Perzentil 
dar, das heißt, 90 Prozent der Unternehmen innerhalb einer Teilbranche haben einen Kosten anstieg in diesem 
Bereich.

Quelle: Darstellung der eigenen Simulationen auf Basis der Mikrodaten der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2023

Hohe Kostenanstiege konzentrieren sich auf wenige Unternehmen innerhalb einer 
Teilbranche.

Korrigierte Version (Abbildung 4)

https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/fiscal-impact-energieintensive-industrien-final.pdf
https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/fiscal-impact-energieintensive-industrien-final.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Zoll/Erhebung-Steuern-Zoelle/verbrauchsteuern.html
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Euro für den Industriestrompreis wäre die Abschaffung 
also zunächst teurer, würde aber zugleich allen Unterneh-
men und auch allen Verbraucher*innen zugutekommen. 
Eine solch breite Entlastung wäre zwar wenig zielgenau, im 
Vergleich zum Industriestrompreis aber leichter mit dem 
EU-Beihilferecht vereinbar.

Schließlich sollte auch die Brückenfunktion des Industrie-
preises überdacht werden. Deutschland wird sehr wahr-
scheinlich auch langfristig nicht die günstigsten Strom-
preise in Europa und weltweit haben. Ein als Brückenstrom-
preis angelegter Strompreis, der die Unternehmen nur bis 
zum Jahr 2030 subventioniert, erscheint somit wenig realis-
tisch. Einige energieintensive Industrien werden daher wei-
terhin mit Wettbewerbsnachteilen konfrontiert sein. Eine 
gründliche Abwägung könnte daher notwendig sein, um 

zu bestimmen, ob und, wenn ja, welche Schlüsselsektoren 
beziehungsweise Unternehmen tatsächlich von strategischer 
Bedeutung sind und deswegen unterstützt werden sollten.

Diese Frage sollte anhand von datengestützten Analysen 
beantwortet werden, die die Bedeutung bestimmter Schlüs-
selsektoren für die nationalen Wertschöpfungsketten messen. 
Erst dann könnte die Politik entscheiden, sie auf dem Weg zur 
Klimaneutralität und darüber hinaus zu unterstützen. Ob ein 
Brücken- beziehungsweise Industriestrompreis dafür das rich-
tige Instrument ist, bleibt fraglich. Eine große Abwanderungs-
welle ist auch ohne Industriestrompreis nicht zu befürchten, 
selbst wenn die Transformation hin zu einer klimaneutralen 
Produktion einige wenige Industrieunternehmen vor Her-
ausforderungen stellen wird und gegebenenfalls einige nicht 
mehr in Deutschland produzieren werden können.

Abbildung 5

Anteil an der industriellen Wertschöpfung und des Stromverbrauchs für ausgewählte Teilbranchen
In Prozent

   







































Anmerkung: Vierstellige Gliederungsebene.

Quelle: Mikrodaten der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2023

Die höchsten Anteile am industriellen Stromverbrauch weist der Sektor Roheisen, Stahl- und Ferrolegierungen auf, seine Wertschöpfung ist aber vergleichsweise gering.
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1. Frau Bernhardt, ist der Strom in Deutschland im inter-

nationalen Vergleich so teuer, dass ein Preisanstieg 

die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie 

gefährdet? Insbesondere nach dem Angriff Russlands auf 

die Ukraine haben wir starke Preissteigerungen gesehen. 

Allerdings liegen die Preise in Deutschland im europäischen 

Vergleich betrachtet, ohne Steuern und Abgaben, im Mittel-

feld. Im außereuropäischen Vergleich wird jedoch deutlich, 

dass deutsche Unternehmen eher Wettbewerbsnachteile 

haben. Beispielsweise liegt der Strompreis in den USA mit 

teilweise acht Cent pro Kilowattstunde deutlich niedriger als 

in Deutschland.

2. Sie haben verschiedene Szenarien simuliert. Welche 

Kosten hätten demnach die stromintensiven Unter-

nehmen zu tragen, wenn die Strompreise deutlich über 

das Vorkrisenniveau steigen würden? Wir haben einmal 

einen Preisanstieg von sechs Cent pro Kilowattstunde im 

Vergleich zu 2018 simuliert und einmal ein eher unrealis-

tisches Extremszenario mit einem Preisanstieg von 18 Cent 

pro Kilowattstunde. Wenn wir (bei einem Anstieg von sechs 

Cent) einen subventionierten Industriestrompreis hätten, 

dann würden die Kosten im Verhältnis zur Wertschöpfung 

mit Industriestrompreis um maximal drei Prozent steigen 

und ohne um maximal sieben Prozent. Im Szenario mit 

18 Cent pro Kilowattstunde hätten wir mit subventioniertem 

Strompreis einen Kostenanstieg um fünf Prozent und ohne 

maximal um zehn Prozent. Aber diese zehn Prozent betref-

fen auch nur die zwei am stärksten betroffenen Branchen.

3. Welche Unternehmen sind von den steigenden Energie-

kosten besonders betroffen? Besonders betroffen sind die 

Branchen der Papier- und Pappeherstellung und der Metall-

erzeugung und -bearbeitung mit jeweils sieben Prozent 

Kostensteigerung. Weniger stark betroffen sind die Bran-

chen der Holzwaren und der chemischen Erzeugnisse mit 

jeweils fünf bzw. vier Prozent Kostensteigerung im Szenario 

mit einer Preiserhöhung um sechs Cent. Ein Vorteil  unserer 

Studie ist, dass wir uns auch die Verteilung innerhalb der 

Branchen anschauen können, die sehr unterschiedlich 

ausfällt. Insbesondere die Teilbranche der Industriegase ist 

stark betroffen. Hier hätten wir einen maximalen Kosten-

anstieg um 39 Prozent im Verhältnis zur Wertschöpfung, 

gefolgt von der Aluminiumproduktion mit 15 Prozent und 

der anorganischen Chemie, sowie der Zementproduktion mit 

jeweils zwölf Prozent. 

4. Inwieweit wäre die Einführung eines Industriestromprei-

ses zielführend? Aus unserer Sicht ist ein breit angelegter 

Industriestrompreis nicht zielführend und auch nicht sinn-

voll. Deutschland wird auf längere Sicht keinen Wettbe-

werbsvorteil durch günstige Energiekosten haben. Daher 

ist es aus unserer Sicht unrealistisch, dass ein Brücken-

strompreis, beispielsweise bis ins Jahr 2030, ausreicht, um 

die Unternehmen hier in Deutschland zu behalten. Wenn 

die Politik sich entscheidet, bestimmte Unternehmen in 

Deutschland zu halten, dann kann sie diese gezielt entlasten, 

allerdings muss alles mit dem europäischen Beihilferecht 

vereinbar sein.

5. Welche alternativen Entlastungsinstrumente gäbe es? 

Eine Alternative wäre die Absenkung oder auch Ab-

schaffung der Stromsteuer. Das wäre im Gegensatz zum 

Industriestrompreis eine sehr breite Entlastung, weil sie 

nicht nur die Industriekunden unterstützen würde, sondern 

zum Beispiel auch private Haushalte. Das wäre natürlich 

teurer als der Industriestrompreis. Die jährlichen Einnahmen 

der Stromsteuer betragen 6,7 Milliarden Euro. Die Kosten 

für den Industriestrompreis betrügen jährlich 4,8 Milliarden 

Euro. Ein Industriestrompreis auf Basis des Konzeptes des 

BMWK wäre also günstiger als die Abschaffung der Strom-

steuer, aber selektiver.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

„Gezielte Förderung von 
strategisch wichtigen Unternehmen 
besser als Industriestrompreis“

Lea Bernhardt, wissenschaftliche Mitarbeiterin in der 

Abteilung Unternehmen und Märkte am DIW Berlin

http://www.diw.de/interview
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-38-2
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Intergenerational Scars: The Impact of Parental Unemployment 
on Individual Health Later in Life

This paper studies whether individuals that experienced parental unemployment during 

their childhood/early adolescence have poorer health once they reach the adulthood. We 

used data from the German Socio-Economic Panel from 2002 until 2018. Our identification 

strategy of the causal effect of parental unemployment relied on plant closures as exoge-

nous variation of the individual labor market condition. We combined matching methods 

and parametric estimation to strengthen the causal interpretation of the estimates. On 

the one hand, we found a nil effect for parental unemployment on mental health. On the 

other hand, we detected a negative effect on physical health. The latter is stronger if parental unemployment 

occurred in early periods of the childhood, and it is heterogeneous across gender. The negative effect of 

parental unemployment on physical health may be explained by a higher alcohol and tobacco consumption 

later in life.
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2023 | Nabanita Datta Gupta, Jonas Jessen, C. Katharina Spiess

Maternal Life Satisfaction and Child Development from 
Toddlerhood to Adolescence

In this paper we analyse the association between maternal well-being and child devel-

opment at different ages. We use data from the German Socio-Economic Panel (SOEP) 

which captures maternal life satisfaction and numerous cognitive and non-cognitive child 

development outcomes. We identify a strong positive association between mothers’ life 

 satisfaction and their children’s development when these are toddlers (2-3 years, VAB 

scores), of primary school age (5-10 years, SEB scores and Big 5) and in adolescence  

(11-14 years, life satisfaction, school grades and self-reported Big 5). This relationship holds 

when we control for a wide range of potentially confounding factors, including maternal education, employ-

ment, household income and maternal personality traits. We confirm our main findings with an IV estimation 

where we instrument contemporaneous maternal life satisfaction with that measured pre-birth and with a 

value-added model as some child outcomes are observed twice at different ages. Our findings suggest that 

mothers’ life satisfaction is beneficial for their children’s development at all ages and that it is fruitful for policy 

makers to identify measures through which maternal well-being can be raised.
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The Impacts of Global Risk and US Monetary Policy on US Dollar 
Exchange Rates and Excess Currency Returns

We examine the causal relationship between US monetary policy shocks, exchange rates 

and currency excess returns for a sample of eight advanced countries over the period 

1980M1 to 2022M11. We find that the dynamics of the US dollar exchange rate is the main 

driver of currency excess returns. The exchange rate is significantly affected by US mone-

tary policy shocks, where the persistence of this shock is important, as well as by an exter-

nal shock. This external shock is strongly related to global risk aversion and the conveni-

ence yield that investors are willing to pay for holding US Dollar assets. A significant part 

of the response of excess currency returns is also expected, suggesting a violation of the UIP. Focusing only 

on the post-crisis period, the impact of both the external shock and the inflation targeting shock on exchange 

rates and currency excess returns disappears in the cross-section.
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Discussion Papers Nr. 2038 

2023 | Gert G. Wagner

Zur Geschichte des „arbeitnehmernahen“ und „keynesianisch“ 
geltenden Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) 
seit den 50er Jahren

Für das im Jahr 2025 stattfindende 100-jährige Jubiläum des DIW Berlin und dessen 

Geschichte ist die hier vorgelegte Dokumentation eines 1999 geführten Gesprächs 

zwischen den ehemaligen DIW-Abteilungsleitern Fritz Franzmeyer und Reinhard Pohl 

einerseits und Gert G. Wagner andererseits von Interesse, das die Frage thematisiert, 

warum das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) in der Öffentlichkeit seit 

Jahrzehnten als „arbeitnehmernah“ und „keynesianisch“ etikettiert wurde. Die Dokumentation wurde bislang 

nicht veröffentlicht; die vorliegende Fassung wurde auf Basis eines eingescannten Ausdrucks im Mai 2023 

fertiggestellt; inhaltliche Änderungen wurden nicht vorgenommen.
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Discussion Papers Nr. 2039 

2023 | Lydia Dimitrakopoulou, Christos Genakos, Themistoklis Kampouris, Stella Papadokonstantaki

VAT Pass-Through and Competition:  
Evidence from the Greek Islands

We examine how competition affects VAT pass-through in isolated oligopolistic markets as 

defined by the Greek islands. Using daily gasoline prices and a difference-in-differences 

methodology, we investigate how changes in VAT rates are passed through to consumers 

in islands with different market structure. We show that pass-through increases with com-

petition, going from 50% in monopoly to around 80% in more competitive markets, but 

remains incomplete. We also discover a rapid rate of adjustment for VAT changes, as well 

as a positive relationship between competition and the rate of price adjustment. Finally, 

we document higher pass-through for products with more inelastic demand.
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Discussion Papers Nr. 2040 

2023 | Peter Haan, Victoria Prowse

The Heterogeneous Effects of Social Assistance and 
Unemployment Insurance: Evidence from a Life-Cycle Model  
of Family Labor Supply and Savings

We empirically analyze the heterogeneous welfare effects of unemployment insurance and 

social assistance. We estimate a structural life-cycle model of singles' and married couples' 

labor supply and savings decisions. The model includes heterogeneity by age, educa-

tion, wealth, sex and household composition. In aggregate, social assistance dominates 

unemployment insurance; however, the opposite holds true for married men, whose leisure 

time declines more than that of their spouses when unemployment insurance is reduced. A revenue-neutral 

rebalancing of social support away from unemployment insurance and toward social assistance increases 

aggregate welfare. Income pooling in married households decreases the welfare value of social assistance.
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In der (Wirtschafts-)Wissenschaft ist das systemische Problem 

von Machtmissbrauch und sexuellem Fehlverhalten noch 

immer ein Tabu. Erst die Bewegung #EconMeToo brachte das 

Thema vor einem Jahr an die breitere Öffentlichkeit und zeigt: 

Viele Fälle werden aus Angst vor beruflichen und persönlichen 

Konsequenzen nicht gemeldet – oder weil die institutionellen 

Schutzmechanismen unzureichend sind. Selbst wenn ein 

Vorfall gemeldet wird, sind Strukturen oft intransparent und 

erfordern das Engagement von Einzelpersonen, um Opfer zu 

unterstützen. Die Kosten für Opfer übersteigen dabei oft die 

Kosten für Täter. Zeit, aktiv dagegen vorzugehen.

Im vergangenen Jahr habe ich als Vertreterin der Promovieren-

den der Berlin School of Economics und des DIW Graduate 

Center gemeinsam mit meinen Kolleginnen daran gearbeitet, 

das Thema in den Fokus unserer Institutionen zu rücken. Im 

Laufe des Jahres haben wir viele schockierende Geschichten 

gehört. Sie reichten von subtil unangemessenem Verhalten bis 

hin zu Fällen, in denen ein Professor wegen sexueller Belästi-

gung intern sanktioniert und kurze Zeit später Dekan der Fa-

kultät wurde. Uns wurde von Professorinnen davon abgeraten, 

uns als junge Forscherinnen zu dem Thema zu äußern, solange 

wir keine Professur haben. Wir haben außerdem von Opfern 

und Unterstützenden gehört, die aufgrund ihrer Erfahrungen 

die Wissenschaft verlassen oder ihr Forschungs(um)feld geän-

dert haben.

#EconMeToo mag nicht allen Forschenden bekannt sein, zeigt 

aber, dass es eine neue Generation von Wirtschaftswissen-

schaftler*innen gibt, die zusammenstehen. Bei Gesprächen 

mit Forschenden in Machtpositionen, hauptsächlich Männern, 

stellen wir ein mangelndes Verständnis für die Erfahrungen 

von marginalisierten Gruppen fest. Dennoch führen viele dieser 

Gespräche auch bei ihnen zu einem Willen zur Veränderung.

Professor*innen sind nicht nur Forschende, sondern auch Ma-

nager*innen, Arbeitgebende, Beurteilende von Leistungen und 

Mentor*innen. Bei ihnen beschäftigt zu sein führt zu komplexen 

Abhängigkeitsverhältnissen. Doch auch vermeintlich unabhän-

gige Kontaktstellen sind oft indirekt von Täter*innen abhängig. 

Was passiert, wenn die Frauenbeauftragte einer Fakultät eine 

Bachelor-Studentin ist, der Täter der Dekan der Fakultät oder 

der Professor, der für die Fakultät wichtige Finanzierung einge-

bracht hat? Trotz bestehender Strukturen müssen Opfer selbst 

nach Hilfe suchen und werden dabei oft damit konfrontiert, dass 

ihre Erfahrungen heruntergespielt werden oder sich die Macht-

habenden nicht zuständig fühlen. Einige Universitäten und 

Forschungsinstitute haben intern angekündigt, ihre Strukturen 

und Unterstützungssysteme zu reformieren. Dies bedeutet 

zum Teil, dass die Stelle einer Ombudsperson oder Gleichstel-

lungsbeauftragten überhaupt erst geschaffen wird. Aber ist das 

ausreichend? 

Wir schlagen Maßnahmen in drei Bereichen vor, um Macht-

missbrauch und sexuellem Fehlverhalten entgegenzuwirken: 

Erstens muss gewährleistet sein, dass Opfer nach einem Vorfall 

direkt unterstützt werden. Dies sollte sofortige finanzielle 

Notfallleistungen, Karriereberatung, psychologische Hilfe und 

unabhängige Mediation umfassen. Zweitens müssen Präven-

tion und Institutionalisierung durch klare Kommunikation und 

 Bildungsmaßnahmen gefördert werden. Dies sollte einen Ver-

haltenskodex, Reduzierung von Abhängigkeiten sowie Schulun-

gen für Universitätsmitarbeitende und Studierende beinhalten. 

Dazu gehört aber auch, das Vertrauen in Institutionen und die 

Glaubwürdigkeit aller, insbesondere der Professor*innen als 

Verbündete, herzustellen. Drittens muss es transparente und 

klare Sanktionsmöglichkeiten gegen Täter*innen geben. Es 

müssen für interne Verfahren klare Verantwortlichkeiten, Ab-

läufe und die Einbeziehung unabhängiger Instanzen vereinbart 

werden. 

Der Schutz und Respekt aller Personen sollte oberste Priorität 

haben – ein Prinzip, das derzeit nicht ausreichend eingehalten 

wird. Wir alle sollten darüber nach denken, welche kleinen Ver-

änderungen wir in unserem Verhalten vornehmen können, um 

die akademische Welt sicherer und respektvoller zu gestalten.

Clara Schäper ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 

 der Forschungsgruppe Gender Economics und 

 Doktorandin im DIW Berlin Graduate Center.  

Der Kommentar gibt die Meinung der Autorin wieder.

#EconMeToo und was daraus in der 
Wissenschaft folgen muss

CLARA SCHÄPER
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